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Unterrichtung 
durch den Bundesrat 

Gesetz über die Statistik für das Hochschulwesen 
- Hochschulstatistikgesetz — HStatG - 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 

Der Bundesrat hat in seiner 616. Sitzung am 6. Juli 
1990 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 20. Juni 1990 verabschiedeten Gesetz die Einbe-
rufung des Vermittlungsausschusses gemäß Arti-
kel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgendem 
Grunde zu verlangen: 

Zu § 6 

§ 6 ist zu streichen. 

Begründung 

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des Bundesstati-
stikgesetzes (BStatG) ist es Aufgabe des Statistischen 
Bundesamtes, u. a. Zusatzaufbereitungen für Bundes-
zwecke durchzuführen, soweit die statistischen Ämter 
der Länder diese Aufbereitung nicht selbst durch-
führen. Demgegenüber sieht § 6 Nr. 1 des Gesetz-
beschlusses vor, daß das Statistische Bundesamt Zu-
satzaufbereitungen unabhängig davon durchführen 

kann, ob die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe b BStatG vorliegen. 

Nach Artikel 83 ff. des Grundgesetzes ist die Ausfüh-
rung von Bundesgesetzen grundsätzlich Ländersache. 
Vor diesem Hintergrund besteht keine Notwendig-
keit, von der in § 3 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b BStatG 
festgelegten Aufgabenstellung abzuweichen. 

Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 6. Juli 1990. 




